
 

 
  

Demokratie 2.0 
Die Systemkrise erkennen und beenden.  

Formal bezeichnet man die westlichen Staaten meist als Demokratien. Genügen jedoch heutzutage noch 

Elemente wie freie Wahlen, Mehrheitsprinzip oder die Respektierung von Minderheiten bzw. Grund- und 

Menschenrechten dem Demokratie-Anspruch des Volkes? Alle Macht geht bekanntlich vom Volke aus. 

Aber herrscht tatsächlich auch das Volk? Unsere Demokratie muss dringend reformiert werden. Die 

politische Einflussnahme der globalen Konzerne entwickelt sich zu einer ernsten Gefahr für unsere 

Freiheit. Dieses Dokument soll einen möglichen Weg aus diesem Dilemma skizzieren.    
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 „Demokrat“ fü r 
einen Tag. 
Je nach Staat und Art der 

politischen Gremien, die 

vom jeweiligen Volke 

„demokratisch“ gewählt 

werden sollen, beträgt in 

den meisten westlichen 

Ländern eine Legislatur-

periode vier bzw. fünf 

Jahre. Wieso wird das 

Volk eigentlich immer 

nur am „Wahltag“ 

befragt? Reicht dieses 

Maß an politischer 

Eigenverantwortung aus, 

um eine funktionierende 

und vor allem gerechte 

„Demokratie“ zu leben? 

Leider NEIN! Ganz im 

Gegenteil. Es wird von 

uns sogar offen 

ausgesprochen: Wir 

geben unsere Stimmen 

ab! 

 

Demokratie 2.0 
Die Systemkrise erkennen und beenden. 

Vorwort 
 

Kurze Zeit nach den Bundestagswahlen in Deutschland und den 

Nationalratswahlen in Österreich im September 2013 habe ich mich 

dazu entschieden, diese Zusammenfassung über unser 1. Projektjahr 

„DUbistMEHR“ zu schreiben. Es ist nämlich, so denke ich jedenfalls, 

dringend notwendig endlich auf breiter Basis über den aktuellen 

„Systemfehler“ zu diskutieren. 

Seit dem Jahr 2007 werden ja bekanntlich alle paar Wochen neue 

„Krisen“ beschrieben (Immobilienkrise, Wirtschaftskrise, Eurokrise, 

Dollarkrise, Schuldenkrise, Bankenkrise usw.). In Wirklichkeit sind alle 

diese „Krisen“ jedoch zurückzuführen auf eine einzige reale Krise: Die 

Systemkrise. 

Selbstverständlich wird eine Systemkrise nicht von einem einzelnen 

Faktor alleine ausgelöst. Es ist in Wirklichkeit vielmehr ein ganzer 

Kreislauf von zusammenhängenden Faktoren, die sich in Summe dann 

(vielleicht sogar gewollt) zu einer richtigen „Systemkrise“ entwickeln. 

Man sollte also zuerst einmal bei der genauen Definition der 

„Systemkrise“ und deren Auswirkungen auf die Gesellschaft beginnen. 

Dazu ist es jedoch unbedingt notwendig, die auslösenden Faktoren 

genauer unter die Lupe zu nehmen. Anschließend können wir dann die 

Verbindungen dieser einzelnen Faktoren untereinander besser 

verstehen. 

An Hand der (für mich) vorherrschenden Faktoren, die uns in diese 

„Systemkrise“ geführt haben, möchte ich jedoch auch einen möglichen 

Lösungsweg skizzieren.  Keine Frage. Für diesen Weg aus dem 

Dilemma „Systemkrise“ benötigen wir Mut, Selbstvertrauen sowie den 

Willen zur Veränderung bzw. die Bereitschaft in Zukunft auch 

wesentlich mehr politische Verantwortung zu übernehmen. Aber was 

wäre denn schon die Alternative dazu? 
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Ich denke: Jede Anstrengung wird sich auszahlen, die künftig notwendig sein wird, um endgültig 

unsere Freiheit, unser Recht auf Mitentscheidung, soziale Gerechtigkeit, Meinungs- und 

Gestaltungsfreiheit, Gleichberechtigung, Nächstenliebe und Frieden zu bekommen. 

An dieser Stelle möchte ich mich bei allen Menschen bedanken, die mich so unterstützend durch 

unser erstes gemeinsames Projektjahr unter dem Titel „DUbistMEHR“ begleitet haben. Diese 

schriftliche Zusammenfassung wurde nur durch Eure aktive Mitarbeit ermöglicht. Bitte macht 

auch in Zukunft unbedingt weiter so.  

Friedrich Schiller 

1. Auflage im November 2013 

 

 

Die Bürger werden eines Tages nicht nur die Worte und Taten 

der Politiker zu bereuen haben, sondern auch das furchtbare 

Schweigen der Mehrheit. 

(Berthold Brecht) 

 

Wegen der besseren Lesbarkeit wird dort, wo es dem Geschlecht nach unterschiedliche Wörter 

gibt, die männliche Form verwendet. Gemeint ist selbstverständlich stets auch die weibliche 

Form. 

 

Für den größten Schatz dieser Welt – Alexandra… 

Danke für die Kraft, die Du mir jeden Tag gibst! 

 

 

Kommentare und Fragen richten Sie bitte sehr gerne per E-Mail an: 

Friedrich Schiller 

info@frisch2.at 

• www.frisch2.at • see • think • feel •  

mailto:info@frisch2.at
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Die drei Faktoren der Systemkrise 
 

Wie bereits im Vorwort erwähnt, beruht die vorherrschende Systemkrise im Wesentlichen auf 

einem Kreislauf von zusammengehörigen Faktoren. In einer vereinfachten Darstellung könnte 

man jedenfalls immer noch von mindestens drei Faktoren sprechen, die in den folgenden 

Abschnitten genauer beschrieben sind. 

 

Faktor 1: Der Parteienstaat 
 

Als Parteienstaat könnte man einen Staat definieren, dessen gesamte Staatsgewalt sich im 

Wesentlichen in den Händen politischer Parteien befindet. Um einen vollständigen Parteienstaat 

handelt es sich, sobald sich die einzelnen „Staatsgewalten” (Legislative, Exekutive und Judikative) 

ausschließlich in den Händen politischer Parteien befinden. Ein derartiges System könnte man 

eigentlich auch „Parteienherrschaft“ nennen. 

Bei Österreich oder Deutschland kann es sich also nicht um einen Parteienstaat handeln. Wie 

bitte? Noch einmal: Wir leben also in keiner „Parteienherrschaft“? Sehen wir doch einmal 

genauer hin.  

Die Legislative 
Die Legislative (auch gesetzgebende Gewalt) ist zuständig für die Beratung und Verabschiedung 

von Gesetzen (Gesetzgebung) im inhaltlichen und formellen Sinn sowie für die Kontrolle der 

Exekutive und der Judikative. In einer repräsentativen Demokratie bilden die Parlamente die 

Legislative. In Deutschland wird die Legislative auf Bundesebene also im Wesentlichen durch den 

Deutschen Bundestag bzw. Bundesrat oder in Notfällen durch den Gemeinsamen Ausschuss 

ausgeübt. Auf Landesebene übernimmt diese Aufgabe das jeweilige Landesparlament. In 

Österreich bilden der Nationalrat und der Bundesrat die Legislative auf Bundesebene. Hier ist die 

gesetzgebende Gewalt auf Landesebene der entsprechende Landtag. Kurz: Ausschließlich 

Gremien, die von politischen Parteien besetzt sind.  

Die Exekutive 
Die Exekutive umfasst die Regierung und die öffentliche Verwaltung, denen in erster Linie die 

Ausführung der Gesetze anvertraut ist (ausführende Gewalt). In Deutschland gehören zu dieser 

Exekutive hauptsächlich die Bundesregierung, alle verwaltungstätigen Behörden des Bundes, der 

Länder und der Kommunen. Die Exekutive in Österreich unterliegt vor allem der 

Bundesregierung und dem Bundeskanzler. Auf Landesebene wird diese Aufgabe in Österreich 

von der jeweiligen Landesregierung und dem entsprechenden Landeshauptmann durchgeführt. 

Zusammenfassung: Auch hier handelt es sich also ausschließlich um Gremien, die von politischen 

Parteien besetzt sind. 
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Die Judikative 
Als Judikative bezeichnet man die "richterliche Gewalt" im Staat oder mit etwas anderen Worten 

die "rechtssprechende Gewalt". In Rechtsstaaten wird die Judikative durch unabhängige Richter 

ausgeübt. Deren Rechtsprechung ist an Gesetz und Recht gebunden.  

In Deutschland ist die rechtsprechende Gewalt den Richtern anvertraut. Sie wird also durch das 

Bundesverfassungsgericht, durch die Bundesgerichte und durch die Gerichte der Länder 

ausgeübt.  

Das Bundesverfassungsgericht ist in der Bundesrepublik Deutschland also das Verfassungsgericht 

des Bundes. Gewählt werden die Richter des Bundesverfassungsgerichts zur Hälfte vom 

Wahlausschuss des Deutschen Bundestages und zur anderen Hälfte vom Bundesrat. Im 

Bundesrat ist jedes Land durch Mitglieder seiner Landesregierung vertreten. 

Darüber hinaus gibt es hier zwei Senate. Beide Senate sind zuständig für 

Verfassungsbeschwerden und Normenkontrollverfahren, in denen überwiegend die Verletzung 

von Grundrechten geltend gemacht wird. Die sonstigen Verfahren werden dabei ausschließlich 

durch den Zweiten Senat entschieden.  

Wesentlich interessanter ist jedoch die personelle Besetzung der beiden Senate im 

Bundesverfassungsgericht der Bundesrepublik Deutschland: 

 

Name Beginn der 
Amtszeit 

Ende der 
Amtszeit 

nominiert von gewählt von 

Ferdinand Kirchhof 01.10.2007 30.06.2018 CDU/CSU Bundestag 

Reinhard Gaier 29.10.2004 28.10.2016 SPD Bundesrat 

Michael Eichberger 25.04.2006 24.04.2018 CDU/CSU Bundesrat 

Wilhelm Schluckebier 02.10.2006 30.11.2017 CDU/CSU Bundestag 

Johannes Masing 02.04.2008 01.04.2020 SPD Bundesrat 

Andreas Paulus 16.03.2010 15.03.2022 FDP Bundestag 

Susanne Baer 02.02.2011 01.02.2023 Bündnis 90/Die Grünen Bundestag 

Gabriele Britz 02.02.2011 01.02.2023 SPD Bundesrat 

(Abbildung 1: Richter des Ersten Senats – BVerfG BRD)  

Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht#Richter 

 

 

  

  

http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht#Richter
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Name Beginn der 
Amtszeit 

Ende der 
Amtszeit 

nominiert von gewählt von 

Andreas Voßkuhle 07.05.2008 06.05.2020 SPD Bundesrat 

Gertrude Lübbe-Wolff 10.04.2002 09.04.2014 SPD Bundestag 

Michael Gerhardt 31.07.2003 30.30.2015 SPD Bundestag 

Herbert Landau 28.09.2005 30.04.2016 CDU/CSU Bundesrat 

Peter M. Huber 16.11.2010 15.11.2022 CDU/CSU Bundestag 

Monika Hermanns 16.11.2010 15.11.2022 SPD Bundestag 

Sibylle Kessal-Wulf 19.12.2011 18.12.2023 CDU/CSU Bundesrat 

Peter Müller 19.12.2011 30.09.2023 CDU/CSU Bundesrat 

(Abbildung 2: Richter des Zweiten Senats – BVerfG BRD) 

Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht#Richter 

 

In Österreich besteht der Verfassungsgerichtshof hingegen aus einem Präsidenten, einem 

Vizepräsidenten, sowie zwölf Mitgliedern und sechs Ersatzmitgliedern. Hier erfolgt die 

Ernennung durch den Bundespräsidenten, wobei dieser an die Vorschläge bestimmter anderer 

Staatsorgane gebunden ist: 

 Der Präsident, der Vizepräsident, sechs weitere Mitglieder und drei Ersatzmitglieder 
werden von der Bundesregierung vorgeschlagen. 

 Drei Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder werden vom Nationalrat vorgeschlagen. 

 Drei Mitglieder und ein Ersatzmitglied werden vom Bundesrat vorgeschlagen. 

Auch an dieser Stelle kann man also zusammenfassend feststellen: Die Nominierung, Ernennung 

bzw. Wahl dieser „unabhängigen“ Richter erfolgt entweder direkt von politischen Parteien oder 

durch Gremien, welche ausschließlich von politischen Parteien besetzt sind.  

Fakten-Check: Parteienstaat 
Noch einmal die Definition eines Parteienstaats: Um einen vollständigen Parteienstaat handelt 

es sich, sobald sich die einzelnen „Staatsgewalten” (Legislative, Exekutive und Judikative) 

ausschließlich in den Händen politischer Parteien befinden.  

Fakt 1: Sämtliche „Staatsgewalten“ (Legislative, Exekutive und Judikative) befinden sich,  wie wir 

gesehen haben, längst in der Hand der politischen Parteien.  

Fakt 2: Die Menschen (das Volk) dürfen jeweils nur am Wahltag ihre Stimmen abgeben. Die 

Stimmen werden an diesem Wahltag sprichwörtlich in einer Urne verbrennt! Bis zum nächsten 

Wahltag, der meist mehrere Jahre in der Zukunft liegt, wird das Volk nicht mehr befragt. 

Fakt 3: Am Tag nach der Wahl kehrt sofort der „politische Alltag“ ein. Es beginnen dieselben 

Parteigremien (wie vor der Wahl) damit, die Macht im Staate untereinander aufzuteilen.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesverfassungsgericht#Richter
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Aber warum funktioniert dieses Konzept schon seit Jahrhunderten so gut? Weil stets nach dem 

Grundsatz „Divide et impera“ vorgegangen wird. Dies könnte man ungefähr mit „Teile und 

herrsche“ übersetzen. Diese Formulierung geht zurück auf Niccolò Machiavelli (1469–1527), der 

in seinem Buch „Der Fürst“ bereits der damaligen Fürstenfamilie Medici erklärte, wie sie ihre 

Herrschaft optimal ausüben können. 

Spätestens seither (aber bestimmt auch zuvor) hält man sich streng an diesen Leitsatz. Einen 

Beweis dafür findet man ja auch im Wort „Partei“. Es leitet sich vom lateinischen Wort „pars“ ab 

und kann mit „Teil“ übersetzt werden. 

Deshalb werden wir mit Hilfe der politischen Parteien auch immer so schön in Gesellschaftsteile 

zersplittert. Jemand ist links oder rechts. Es gibt die schwarzen, roten, blauen, grünen oder 

gelben.  Man ist ein Demokrat oder Republikaner. Wer kennt diese Einteilungen nicht? 

Beinahe täglich werden neue Kategorien erfunden. Warum? Nun, je mehr unterschiedliche 

Kategorien es gibt, umso leichter ist es, uns (das Volk) zu beherrschen.  Auf diese Art und Weise 

sind die Menschen so sehr damit beschäftigt, sich gegenseitig zu bekämpfen, dass letztendlich 

keine oder nur mehr sehr begrenzte Kraft übrig bleibt, um die wirklich wichtigen Dinge zu regeln. 

Selbstverständlich beschränkt sich dieses „Teile und Herrsche-Prinzip“ nicht ausschließlich auf 

die Politik. Man findet dasselbe Vorgehen auch bei Religion, Nationalität, Geschlecht, sexueller 

Orientierung usw. 

Was wir also unbedingt verstehen sollten: Es gibt kein links oder rechts. Es gibt lediglich eine gut 

getarnte „Einheitspartei“, welche die Bevölkerung meisterhaft in kleine Gruppen aufsplittert. 

Dies dient jedoch nur zur Täuschung. In Wahrheit regieren uns seit Jahrhunderten die gleichen 

Eliten. 
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Faktor 2: Die Macht der Medien 
 

Neben den drei Säulen der Gewaltenteilung im Staate (Legislative, Exekutive und Judikative) gibt 

es auch noch eine vierte, „virtuelle“ Säule: Die Medien. Diese besitzen zwar keine eigene Gewalt 

zur Änderung der Politik, können jedoch durch ihre Berichterstattung eine öffentliche Diskussion 

auslösen und somit das politische Geschehen wesentlich beeinflussen. Aus diesem Grund spricht 

man hier auch von der „Vierten (Staats-)Gewalt“. 

Mittlerweile völlig irrtümlich gelten Presse bzw. (Massen-)Medien als Vertreter des Volkes. Von 

der vielzitierten „Presse- bzw. Meinungsfreiheit“ sind wir meilenweit entfernt. In Wirklichkeit 

nehmen mächtige Akteure nämlich regelmäßig erheblichen Einfluss auf die Berichterstattung. 

Mit Leichtigkeit wird heute von den Mainstream-Medien die sogenannte „Volksmeinung“ 

verfälscht. An dieser Stelle muss man deshalb eindeutig unterscheiden zwischen den beiden 

Begriffen: „öffentliche Meinung“ und „VERöffentlichte Meinung“.  

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
Die meisten Länder Europas haben einen „öffentlich-rechtlichen“ oder einen zumindest ähnlich 

aufgebauten Rundfunk. Passender wäre heute jedoch sicherlich die Bezeichnung 

„Medienkonzern“. Neben Rundfunk sprechen wir nämlich längst auch von Fernsehprogrammen 

und Multimedia-Auftritten im Internet. Neben seinem Grundversorgungsauftrag und dem 

gesetzlich definierten Programmauftrag wäre eine der weiteren wesentlichen Aufgaben eines 

öffentlich-rechtlichen Rundfunks wohl die Wahrung der politischen und wirtschaftlichen 

Unabhängigkeit. 

Diese politische und wirtschaftliche „Unabhängigkeit“ kann man jedoch bereits beim Thema 

„Finanzierung des öffentlich rechtlichen Rundfunks“ stark in Frage stellen. Im Wesentlichen wird 

in Europa zur Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf folgende Einnahmequellen 

zurückgegriffen: 

 Rundfunkgebühren (z. B. Österreich, Deutschland) 

 Direkte Finanzierung aus dem öffentlichen Staatshaushalt (z. B. Niederlande) 

 Kommerzielle Einnahmen (z. B. Werbung, Produktplatzierung) 

Es stellt sich hier die Frage, ob man wirklich wirtschaftlich Unabhängig agieren kann, wenn man 

auf sogenannte „kommerzielle Einnahmen“ (Werbung und Produktplatzierung) angewiesen ist. 

An dieser Stelle kann man zumindest eine gewisse „Abhängigkeit“ von Werbekunden 

(Konzernen) unterstellen. Erfolgt gar eine direkte Finanzierung aus dem öffentlichen 

Staatshaushalt, so ist eine politische Abhängigkeit zur jeweils amtierenden Regierung wohl 

endgültig nicht mehr wegzudiskutieren. Schnell kann hier eine moderne Form der 

„Regierungspropaganda“ entstehen. 

Immer wieder wird jedoch auch in Österreich oder Deutschland eine Verflechtung zwischen 

parteipolitischen und/oder kommerziellen Interessen und dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 



 

 

 

 

 

 

D
em

o
kr

at
ie

 2
.0

 

 

8 

kritisiert. Es gibt unzählige Hinweise in diesen beiden Ländern, dass laufend versucht wird, 

(partei-)politischen Druck auf die Redaktionen der öffentlich-rechtlichen Medienhäuser 

auszuüben. 

 An dieser Stelle sei nur ein Beispiel erwähnt: Im März 2011 beschwerte sich die Sprecherin des 

damaligen bayerischen Umweltministers Markus Söder beim BR (Bayerischer Rundfunk) über 

einen kritischen Bericht. Der Beitrag wurde auf Grund dieser Beschwerde dann nicht mehr 

gesendet. 

(Quelle: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/bayerischer-rundfunk-sprecherin-von-

soeder-intervenierte-gegen-beitrag-a-863738.html) 

Auch die Organisation Reporter ohne Grenzen zeigte sich bereits im Jahre 2001 besorgt über die 

Entwicklung in Österreich: „Die regierenden Parteien üben einen starken Druck auf die 

Politikredaktionen aus, was zunehmend zu Zensur und Selbstzensur geführt hat.“ Es gibt aber 

auch interne Kritiker im ORF. Diese interne Kritik der ORF-Mitarbeiter an ihrer Führung gipfelte 

am 17. Mai 2006 in der Rede des TV-Journalisten Armin Wolf, der der Regierung und ORF-Spitze 

unter anderem eine „fast hemmungslose“ politische Einflussnahme auf die Programmgestaltung 

vorwarf. 

Hier noch eine kleine aber durchaus interessante Notiz am Rande: Die ARD (Arbeitsgemeinschaft 

der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland) zählt immer noch 

zu den größten öffentlich-rechtliche Medienunternehmen der Welt. Die ARD wurde im Jahre 

1950 von BR, HR, RB, SDR, SWF, NWDR sowie (mit beratender Stimme) von RIAS Berlin 

gegründet. Bei RIAS handelt es sich um eine Abkürzung, welche für „Rundfunk im 

amerikanischen Sektor“ steht. Eine Rundfunkanstalt also, die nach dem Zweiten Weltkrieg von 

der US-amerikanischen Militärverwaltung gegründet wurde. 

 

Medienkonzerne in privater Hand 
Wir leben im digitalen Informationszeitalter. Die globale Medienlandschaft ist breit gestreut und 

jeder Mensch kann sich völlig „unabhängig und frei“ informieren. Es mag schon sein, dass im 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk immer wieder parteipolitischer Druck auf die Journalisten 

ausgeübt wird. Deswegen können wir uns ja auf die Vielfalt der privaten Medienkonzerne 

verlassen. 

Medienlandschaft USA 
An dieser Stelle muss man leider ganz klar festhalten, dass es sich bei der „gefühlten 

Medienvielfalt der privaten Medienkonzerne“ lediglich um einen „Wunschtraum“ handelt. So ist 

beispielsweise die Anzahl der relevanten Medienkonzerne in den Vereinigten Staaten von 

Amerika in weniger als dreißig Jahren von fünfzig Unternehmen auf lediglich sechs noch 

verbleibende Medienkonzerne gesunken. Diese sechs Medienkonzerne versorgen beinahe die 

gesamte Welt mit Schlagzeilen und Nachrichten. 

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/bayerischer-rundfunk-sprecherin-von-soeder-intervenierte-gegen-beitrag-a-863738.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/bayerischer-rundfunk-sprecherin-von-soeder-intervenierte-gegen-beitrag-a-863738.html
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Abbildung 3: Medienlandschaft USA 

 

Die gesamte Medienlandschaft erfuhr also in den vergangenen Jahrzehnten in den Vereinigten 

Staaten von Amerika eine drastische Umwälzung. Alleine der Medienkonzern News Corporation 

unterhält unter anderem die größten Tageszeitungen auf drei Kontinenten (The Sun, Wall Street 

Journal, The Australien). Diese Medienhäuser haben selbstverständlich auch sehr enge 

Verbindungen zur Politik. 

Der Vorsitzende der News Corporation, ein gewisser Herr Rupert Murdoch, trat beispielsweise 

immer wieder als Spender bei vergangenen Wahlkämpfen von US-Präsidenten auf. Darüber 

hinaus ist er Mitglied des „Council on Foreign Relations“ (CFR) sowie regelmäßiger Teilnehmer 

bei den jährlichen Bilderberger-Treffen. 
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Der CEO von Disney, Herr Robert A. Iger,  ist aktuell wirtschaftlicher Berater von US-Präsident 

Obama im "President´s Export Council". Er wurde übrigens direkt von Herrn Obama in dieses 

Amt bestellt.  

Time Warner wird von Jeffrei L. Bewkes geleitet. Auch er ist Mitglied im "Council on Foreign 

Relations" (CFR) und Absolvent, Kurator und Mitglied im Aufsichtsrat der Yale-Universität. 

Darüber hinaus ist Herr Bewkes Mitglied der dortigen Studentenverbindung "Skulls and Bones". 

Sumner M. Redstone, der Vorsitzende des Konzerns VIACOM, arbeitete im "U.S. Department of 

Justice". Als Demokrat hat er damals jedoch den Kandidaten der Republikaner, Herrn George W. 

Bush, finanziell beim Wahlkampf zum US-Präsidenten unterstützt. 

COMCAST (ehemals General Electric) wird von Herrn Brian L. Roberts geleitet. Von US-Präsident 

Obama wurde er zum Mitglied im "Jobs and Competitiveness Council" ernannt. Im US-

Präsidenten-Wahlkampf unterstütze er gleichzeitig die Republikaner sowie die Demokraten. Herr 

Roberts ist auch Mitglied der Bruderschaft "Zeta Psi". 

Jedes dieser „privaten“ Unternehmen der amerikanischen Medienlandschaft hat also auch 

durchaus enge Verknüpfungen zur (Partei-)Politik und natürlich auch jede Menge eigene 

Interessen, die sie damit durchzusetzen versuchen. 

 

Medienlandschaft im deutschsprachigen Raum 
Wer jetzt denkt, dass diese Situation eine „Spezialität“ in den Vereinigten Staaten von Amerika 

sei, der unterliegt allerdings ganz klar einem „Trugschluss“.  Die Medienlandschaft im 

deutschsprachigen Raum sieht nämlich sehr ähnlich aus. 

Hier haben die Medienkonzerne zwar andere Namen, die Verflechtung zur (Partei-)Politik und 

deren Einflussnahme darauf ist jedoch von gleicher Qualität. Erwähnenswert sind hier die 

Konzerne Bertelsmann, Axel Springer, ProSiebenSat.1 Media AG, Hubert Burda Media, 

Verlagsgruppe Georg von Holtzbrinck sowie die Bauer Media Group. 

Beinahe sämtliche Zeitungen, Zeitschriften, Buchverlage, Tonträger, Fernsehstationen, 

Radiosender, Druckereien, Film-/TV-/Video-/DVD-Produktionen, Multimedia, E-Commerce und 

Internet-Services in Europa werden von diesen fünf Medienhäusern beherrscht. 

Wir sprechen hier beispielsweise von RTL, VOX, n-tv, Stern, P.M. Magazin, National Geographic 

Deutschland, Geo-Magazin, Gala, Sony BMG (Bertelsmann Music Group), Pro 7, Sat 1, Kabel 1, 

N24,  Bunte, Focus, Die Zeit,  Bravo, Cosmopolitan, TV Movie usw. (siehe Abbildung 4) 
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 Abbildung 4: Medienlandschaft Deutschland 

 

Auch bei unserer vordergründig „vielseitigen“ deutschsprachigen Medienlandschaft handelt es 

sich also lediglich um eine gekonnte „Täuschung“ von einigen wenigen Medienkonzernen. 

Selbstverständlich versuchen auch oben erwähnte Konzerne auf die (Partei-)Politik der 

jeweiligen Staaten einzuwirken. 

Natürlich sind auch diese Medienkonzerne sehr gut in die internationalen Elite-Netzwerke 

eingebunden (Council on Foreign Relations, Bilderberger, Atlantik-Brücke usw.).  Interessierte 

Menschen sollten sich in diesem Zusammenhang unbedingt auch einmal im Internet 

beispielsweise über die „Bertelsmann-Stiftung“ aber auch den „Axel-Springer-Verlag“ (Stichwort: 

Gründung der Bild-Zeitung) informieren. 
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Die Nachrichtenagenturen 
Ein weiterer wichtiger Bestandteil zur "Gleichschaltung" und "Vereinheitlichung" der 

Nachrichten bzw. Schlagzeilen war wohl die Entstehung der globalen Nachrichtenagenturen. In 

sämtlichen Medienhäusern wurde mittlerweile unter dem Deckmantel der "finanziellen 

Einsparungsmaßnahmen" das Geschäft der Informationssammlung an diese 

Nachrichtenagenturen ausgelagert.  

In Wirklichkeit diente diese Vorgehensweise jedoch lediglich politischen Interessen. Fast jeder 

kennt heute Unternehmen wie Reuters, Associated Press (AP), AFP (Agence France-Presse) oder 

dpa (Deutsche Presse-Agentur GmbH). Nur wissen wir wirklich, was diese Konzerne überhaupt 

machen. 

Eigentlich wäre es ja ganz einfach: Nachrichten- und Presseagenturen sind Nachrichten liefernde 

Unternehmen, die Informationen über aktuelle Ereignisse enthalten, als vorgefertigte Meldungen 

in Text, Audio- oder Filmmaterial sowie Bilder für Massenmedien zur Verwendung in Zeitungen, 

Internetportalen und Nachrichtensendungen bei Radio und Fernsehen. Presse- und 

Nachrichtenagenturen spielen im weltweiten Nachrichtenfluss eine zentrale Rolle.  

(Quelle: Wikipedia) 

Die Nachrichtenagenturen sind also demnach jene Unternehmen, welche die oben genannten 

Massenmedien mit den Nachrichten beliefern. Einige dieser Nachrichtenagenturen sind 

"eigenständig", andere jedoch im Besitz der bereits oben erwähnten Medienkonzerne oder 

bekannter Elite-Familien (Rothschild, Rockefeller usw.). Sämtliche Agenturen und deren 

Vorstandsvorsitzenden haben jedenfalls wiederum sehr enge Verbindungen zur (Partei-)Politik. 

Sie nehmen oft an den gleichen Treffen der internationalen Elite-Netzwerker teil (Council on 

Foreign Relations, Bilderberger, Atlantik-Brücke usw.). 

Mehrere Agenturen standen deshalb auch schon öfters in der Kritik. Manche wurden gar von US-

amerikanischen Geheimdiensten (CIA) zur Veränderung der öffentlichen Meinung missbraucht. 

Andere Agenturen verbreiteten absichtlich Falschmeldungen. Generell kann man also 

behaupten, dass lediglich konforme Nachrichten bzw. Schlagzeilen von den 

Nachrichtenagenturen veröffentlicht werden. 

Vor allem die Nachrichtenagenturen sind also somit der Grund dafür, dass in beinahe allen 

Medien die „ähnlichen“ Artikel veröffentlicht werden. In „besseren“ Medien werden dabei zwar 

manchmal größere Passagen ergänzt oder leicht abgeändert. Ob dieser Umstand alleine jedoch 

ausreicht, um von „Qualitätsjournalismus“ zu sprechen, ist jedoch mehr als fraglich. Viele 

übernehmen deshalb meist sogar einfach die gesamte Original-Meldung der 

Nachrichtenagentur.  In den meisten Redaktionen werden Meinungen heutzutage meist per 

„Copy & Paste“ gebildet. Dies erkennt man vor allem dann sehr gut, wenn auf mehreren Online-

Nachrichten-Portalen der gleiche „Tippfehler“ vorhanden ist. 
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Fakten-Check: Die Macht der Medien 
Medien können durch ihre Berichterstattung eine öffentliche Diskussion auslösen und somit das 

politische Geschehen wesentlich beeinflussen. Aus diesem Grund spricht man oft auch von der 

„vierten Macht“ im Staate. Nun aber zur Realität: 

Fakt 1: Die öffentlich-rechtlichen Medienhäuser sind (finanziell) abhängig von Werbekunden und 

agieren somit unter Druck bzw. Einflussnahme der globalen Konzerne. 

Fakt 2: Auf die öffentlich-rechtlichen Medienhäuser und vor allem deren Journalisten wird 

immer wieder parteipolitischer Druck ausgeübt. Dabei kommt es zu einer „fast hemmungslosen“ 

politischen Einflussnahme auf die Programmgestaltung sowie Berichterstattung.  

Fakt 3: Die öffentlich-rechtlichen Medienhäuser werden zum Großteil von Steuergeldern bzw. 

direkt durch Gebühren der Bevölkerung finanziert. Trotzdem kann man nicht von einer 

Vertretung des Volkes oder gar von einer „Presse- und Meinungsfreiheit“ sprechen.  

Fakt 4: In den Vereinigten Staaten von Amerika befinden sich über 90% der privaten 

Mainstream-Medien in Besitz von gerade einmal sechs Konzernen. Wir haben gesehen, dass 

diese Medienunternehmen sehr eng mit der (Partei-)Politik verknüpft sind. Die 

Vorstandsvorsitzenden dieser Medien-Imperien sind entweder Mitglieder höchster 

Regierungsorganisationen oder zumindest gut integriert in diverse weltweit agierende Elite-

Netzwerke. 

Fakt 5: Beinahe sämtliche privaten Mainstream-Medien im deutschsprachigen Raum gehören 

lediglich fünf Medienkonzernen. Auch diese Medienkonglomerate stehen in enger Verbindung 

mit der (Partei-)Politik des jeweiligen Landes. Deren Vorsitzende nehmen ebenfalls Einfluss auf 

höchste Regierungsebenen und sind selbstverständlich auch regelmäßige Teilnehmer bei Treffen 

der diversen Elite-Netzwerke. 

Fakt 6: Sämtliche Nachrichten bzw. Schlagzeilen werden von einigen wenigen 

Nachrichtenagenturen bereitgestellt. Diese Agenturen sind (meist über komplizierte 

Beteiligungsformen) im Besitz der wenigen genannten Medienkonzerne und/oder Elite-Familien 

(Rothschild, Rockefeller usw.).  

Wenn wir einen Blick hinter die Kulissen der scheinbar vielfältigen Medienwelt werfen, so sehen 

wir also, dass nur sehr wenige Unternehmen, sehr viele verschiedene Bereiche der medialen 

Kommunikation abdecken, ohne dass es uns wirklich bewusst ist. 

Wenn sich also Wirtschaft und/oder Politik (Parteien bzw. Regierungen) beispielsweise dazu 

entscheiden, dass positiv über ein bestimmtes Thema berichtet werden soll, dann ist es 

letztendlich die Aufgabe der Medienvertreter dafür zu sorgen, dass dieser „positive Grundton“ 

auch bei der Bevölkerung ankommt. Die Medien streuen diese Information dann wie ein 

„Breitband-Antibiotikum“, dessen Ziel es ist die Bevölkerung zu steuern. Es geht dabei also nicht 

mehr um die „freie und unabhängige“ Information des Volkes. 
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Faktor 3: Geld- und Zinssystem 
 

Wirtschaft ist der Austausch von Gütern und Dienstleistungen. Dabei stellte der Tausch von 

Waren wohl die früheste Form des Handelns dar. In seiner einfachsten Form wurden einfach 

zwei Güter direkt gegeneinander ausgetauscht. Recht schnell entdeckte man jedoch die 

Nachteile dieses Systems. Viele Waren sind leicht verderblich oder schlicht unhandlich, und 

somit natürlich auch nur sehr schwer über längere Strecken zu transportieren.  

Bestimmte Güter (z.B.: Muscheln, Silber oder Gold) erwiesen sich deshalb rasch als beliebte 

Tauschmittel. Sie waren zwar lediglich in beschränkter aber nicht zu geringer Menge vorhanden, 

und sie waren vor allem nicht verderblich. Diese Güter konnten deshalb auch nicht nur einmal 

gegen ein anderes unmittelbar gewünschtes Gut eingetauscht werden. Sie konnten vielmehr als 

sogenanntes "Zwischentauschmittel" angenommen werden, um sie später gegen die eigentlich 

gewünschten Güter einzutauschen. Diesen „besonderen“ Gütern kam wohl somit eine erste 

Geldfunktion als allgemeine Tauschmittel zu.  

Mit anderen Worten: Geld ist eine Übereinkunft innerhalb einer Gemeinschaft, etwas als 

Tauschmittel zu verwenden. Heute ist dieses „Etwas“ eben ein vom Materialwert an sich 

wertloses Stück Papier(-geld). Den Wert erhält dieses Stück Papier(-geld) eben erst aufgrund 

einer kollektiven Übereinkunft, die im Rahmen der Gesetzgebung festgelegt wird. Somit wird 

Geld zum gesetzlichen Zahlungsmittel. 

Wie entsteht Geld? 
Die meisten Menschen gehen immer noch davon aus, dass die jeweilige Notenbank einfach eine 

Notenpresse anwirft und somit die Geldscheine über die unterschiedlichen Banken eines Landes 

in Umlauf bringt. Für die ausgegebenen Geldscheine lagert dafür in den Tresoren der 

Notenbanken Gold, welches den Gegenwert der ausgegebenen Geldscheine repräsentiert. Dies 

ist zwar eine „romantische“ Vorstellung – Fakt ist jedoch: So ist es schon lange nicht mehr! 

In der heutigen Zeit entsteht Geld vor allem durch die Vergabe von Krediten. Die Geldschöpfung 

erfolgt dabei genauer gesagt zweistufig, durch die Europäische Zentralbank (Bargeld) und die 

Geschäftsbanken (Buchgeld). Bei diesem System spricht man auch vom sogenannten 

„Fiatmoney“ – was so viel wie „es werde Geld“ bedeutet. 

Dazu sollten wir uns ein einfaches Beispiel ansehen: Fritz möchte ein Auto kaufen. Also geht er 

zu seiner Bank und beantragt einen Kredit über EUR 10.000,00. Diesen Kredit bekommt Fritz auf 

Grund hinterlegter Sicherheiten. Fritz bekommt ja immerhin schon lange Zeit regelmäßig sein 

Gehalt von seinem Chef auf sein Girokonto überwiesen. Was geschieht jetzt? Nun, die Bank 

eröffnet ein Kreditkonto. Dieses Kreditkonto wird mit EUR 10.000,00 belastet. Gleichzeitig 

bekommt Fritz auf sein Girokonto einen Betrag von EUR 10.000,00 von der Bank gutgeschrieben. 

Somit wurden EUR 10.000,00 neues Geld geschaffen. Warum? Die gesamte im Umlauf 
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befindliche Geldmenge wurde um EUR 10.000,00, die es zuvor nicht gab, erhöht. Dazu war keine 

Notenbank (EZB) notwendig. 

Tatsächlich ist es auch in der Realität ein denkbar einfacher Vorgang, auch wenn er wirklich 

schwer zu akzeptieren ist. Fakt ist: Geld wird durch Kredit aus dem Nichts geschaffen. 

Umgekehrt "verschwindet" dieses Geld auch im Nichts wieder, wenn der Kredit abbezahlt wird. 

In unserem Geldsystem gilt also definitiv die Aussage: Geld ist Schuld. 

Selbstverständlich unterliegt auch heute der gesamte Geldschöpfungsprozess einer ganzen 

Reihe von gesetzlichen Rahmenbedingungen (Eigenkapitalvorschriften für Banken, 

Mindestreserverichtlinien, Kreditvergaberichtlinien). 

Kurzgefasst lässt sich die heutige Geldschöpfung jedoch wie folgt zusammenfassen: Die 

Zentralbanken schaffen (digitale) Zahlen auf den Konten der Geschäftsbanken. Dies sind dann 

die Guthaben der Geschäftsbanken (Mindestreserve). Selbst das Zentralbankgeld muss deshalb 

heute nicht mehr unbedingt Bargeld sein. Zentralbankgeld in Form von Banknoten wird nämlich 

nur mehr bei Bedarf gedruckt. 

Auf der Basis ihrer Mindestreserve vergeben die Geschäftsbanken dann Kredite an die 

„Schuldner“. Die derzeitige Mindestreserve von 1% für Geschäftsbanken bedeutet also, dass die 

Banken Kredite bis zum 100fachen ihres Zentralbankguthabens vergeben dürfen. 

Geld = Schuld. Wenn sich niemand dazu bereit erklären würde einen Kredit (Schuld) 

aufzunehmen, dann würde auch kein neues Geld mehr entstehen. 

Die Zinsen 
So weit so gut – möchte man vielleicht an dieser Stelle noch meinen. Denn: Ohne Zinsen wäre es 

ja immerhin tatsächlich noch möglich, dass sämtliche Kredite irgendwann einmal zurückgezahlt 

werden könnten. Aber was passiert in unserem (von vielen) so „geliebten“ Zinssystem? Ganz 

einfach: Mit Zinsen gibt es plötzlich auf einen Schlag nicht mehr genügend Geld, um die Kredite 

zurückzuzahlen! 

Woher kommt nun also das zusätzlich notwendige Geld für diese Zinsen? Richtig: Es kommt aus 

neuen Krediten. Diese neuen Kredite sind natürlich wiederum verzinst. Fakt ist also: Die Kredite 

plus Zinsen können IMMER nur durch weitere neue Kredite zurückgezahlt werden. Mit anderen 

Worten: Ein Perpetuum mobile. Es kann in unserem Zinssystem also auch bei bestem Willen 

niemals passieren, dass sämtliche Kredite zurückbezahlt werden können. Die Schuld wird also 

auf alle Ewigkeit verlängert.  

Zinsen sind demnach NICHT nachhaltig und ebenso wenig ist es unser Wirtschaftssystem, 

welches ja bekanntlich darauf basiert. 

Genau aus diesem Grund ist unser Wirtschaftssystem nämlich auf ständiges Wachstum 

ausgelegt. Nur deshalb muss die Kreditmenge immer ausgeweitet werden, um das notwendige 
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Geld für die Zinsen zu erschaffen. Dabei spielt es gar keine Rolle ob es sich nun um 1% oder 

100% Zinsen handelt. Alles, was stetig mit einem Prozentsatz seiner selbst über die Zeit wächst, 

wächst nämlich exponentiell! 

Schon Herr Dr. Albert Bartlett stellte einmal fest: „Die größte Unzulänglichkeit der menschlichen 

Rasse ist unsere Unfähigkeit, die Exponentialfunktion zu verstehen.“ Ich möchte an dieser Stelle 

jetzt nicht die Exponentialfunktion im Detail erklären. Man kann und sollte sich jedoch unbedingt 

genauer damit beschäftigen. Im Internet findet man unzählige gute Informationen zu diesem 

Thema. 

Abbildung 5: Beispiel – Exponentielle Entwicklung 

 

Es ist jedoch SEHR wichtig zu verstehen, dass Zinsen IMMER eine starke Umverteilung des 

Vermögens von einer armen Mehrheit hin zu einer kleinen reichen Minderheit bewirken. Alleine 

im vorherrschenden Zinssystem finden wir also genügend Sprengstoff für bevorstehende soziale 

Unruhen. 
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Durchaus interessant gestalten sich die folgenden beiden Abbildungen, wenn wir uns einmal die 

Entwicklung der Staatsschulden beispielsweise in den Vereinigten Staaten von Amerika oder in 

der Bundesrepublik Deutschland ansehen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 6: Entwicklung der Staatsverschuldung USA 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 7: Entwicklung der Staatsverschuldung Bundesrepublik Deutschland 
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Eine gewisse Ähnlichkeit in der Entwicklung kann wohl kaum bestritten werden. Vergleichen wir 

die Entwicklung der Staatsverschuldung mit der Abbildung 5 (Beispiel – Exponentielle 

Entwicklung) so erkennen wir auf Anhieb auch einen Zusammenhang. 

Nun stellen sich natürlich einige Fragen: Wer hat denn eigentlich das Geld, welches dem Staat 

geliehen wurde, überhaupt produziert? Wer kassiert für diese Kredite eigentlich all die Zinsen? 

Wessen Interessen vertreten also die (Partei-)Politiker wirklich? Warum hinterfragen sie niemals 

dieses Gelds- und Zinssystem? Wem ordnen sie sich damit eigentlich unter, wenn sie ja für die 

immer schneller wachsende Zinslast immer noch mehr Steuern bei den Bürgern eintreiben 

müssen? 

Fakten-Check: Geld- und Zinssystem 
Durch das derzeit gültige Geld- und Zinssystem steigen die Staatsschulden immer exponentiell 

an. Eine exponentielle Entwicklung bewirkt immer die Umverteilung des Vermögens von einer 

armen Mehrheit zu einer kleinen reichen Minderheit. (Stichwort: Wir sind die 99%) 

Fakt 1: Geld entsteht lediglich durch die Vergabe von Krediten. Getreu dem Motto „Es werde 

Geld“ (Fiatmoney) kann man folgendes feststellen: Geld = Schuld.  

Fakt 2: Wenn sich niemand dazu bereit erklären würde einen Kredit (Schuld) aufzunehmen, dann 

würde auch kein neues Geld mehr entstehen. 

Fakt 3: Durch das vorherrschende Zinssystem wird es niemals genügend Geld geben, um die 

Kredite (=Schuld) zu begleichen. Die Kredite plus Zinsen können IMMER nur durch weitere neue 

Kredite zurückgezahlt werden. Die Schuld wird also auf alle Ewigkeit verlängert.  Wer profitiert 

eigentlich davon? 

Fakt 4: Die Entwicklung der Staatsschulden entspricht einer exponentiellen Entwicklung. 

Fakt 5: Das Wachstum der Steuerlast sowie der Schulden ist definitiv systembedingt. Die 

Rückzahlung der gesamten System- bzw. Staatsverschuldung ist ohne jeden Zweifel NIEMALS 

möglich. 

Fakt 6: Durch das Wachstum der Staatsschulden entsteht eine immer größere Abhängigkeit der 

(Partei-)Politik bzw. der Regierungen zu den global agierenden Bank-Konzernen. 

Es ist schon interessant: Spätestens mit den Bankenrettungspaketen (seit dem Beginn der 

sogenannten „Wirtschaftskrise“ im Jahr 2007/2008) kam also das wahre Gesicht des globalen 

Finanzsystems zum Vorschein. Anscheinend brauchten die Banken Geld. Die Banken bekamen 

dieses Geld vom Staat (=Steuerzahler). Woher kam denn nun dieses Geld? Der Staat hat ja selbst 

keines - wie wir (spätestens) jetzt wissen. Richtig: Es kam von den Banken selbst, weil sie Geld 

ganz einfach durch Kredite (aus dem Nichts!) erschaffen können. 
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Weitere Faktoren der Systemkrise 
 

Wir haben nun also die drei Hauptfaktoren für die vorherrschende Systemkrise kennengelernt. 

Man könnte auch von den wichtigsten „Antriebsrädern“ dieser Systemkrise sprechen. 

Selbstverständlich gibt es darüber hinaus auch noch eine ganze Reihe von weiteren 

„Zahnrädern“, welche diesen „Motor“ der Systemkrise maßgeblich unterstützen. 

An dieser Stelle möchte ich deshalb unbedingt noch auf den ganzen Bereich „Einflussnahme von 

globalen Konzernen auf die politisch verantwortlichen Personen“ (Stichwort: Lobbyismus bzw. 

Korruption) hinweisen. 

Gerade in den letzten Jahren hat dieses Themengebiet massiv an Bedeutung gewonnen. So gut 

wie jede Wirtschaftsbranche bzw. jedes namhafte Unternehmen (Konzern) dieser Welt betreibt 

mittlerweile Lobbyismus, um die jeweils eigenen Geschäfte voranzutreiben. 

Oft spricht man hier auch von Big-Data (IT-Konzerne), Big-Money (Bank- und 

Finanzdienstleistungs-Konzerne), Big-Industry (Industrie-Konzerne), Big-Media (Medien-

Konzerne) und Big-Pharma (Chemie- und Medikamenten-Konzerne). 

Man kann klar feststellen, dass diese Einflussnahme auf allen politischen Ebenen ausgeübt wird. 

Dabei schreiben die Lobbyisten nicht selten sogar die entsprechenden Gesetzesentwürfe im 

Auftrag der Politik-Darsteller. Egal ob auf EU-Ebene oder auf Ebene einzelner Staaten. Die 

Beeinflussung und Manipulation der Politik-Darsteller erfolgt mittlerweile überall. 

Im Internet kann man dazu auch sehr viele einzelne Beispiele finden. Deshalb sollte man sich 

unbedingt einmal die Zeit nehmen, um diesen Hinweisen nachzugehen. Einige berühmte 

Beispiele der letzten Wochen sind mit Sicherheit Monsanto, Syngenta, Nestle, Goldman-Sachs 

uvm. 

Darüber hinaus möchte ich an dieser Stelle als weitere Faktoren für die Systemkrise noch 

folgende Schlagworte zumindest erwähnt haben: 

 Erziehung (Familie) 

 Ausbildung bzw. Schulsystem 

 Leistungsgesellschaft 

 Konsumgesellschaft 

 Angst-Gesellschaft 
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Der Weg aus der Systemkrise 
 

Wie ist es also tatsächlich um unsere sogenannte „Demokratie“ bestellt? Wir haben gehört, dass 

die gesamte Staatsgewalt in der Hand des Parteienstaates liegt. Wir haben die Zusammenhänge, 

Auswirkungen und Gefahren (Propaganda, Manipulation) der mächtigen globalen Medien-

Konzerne aufgezeigt. Wir kennen nun die Nachteile des verzinsten Geldsystems sowie die 

Verflechtung bzw. Einflussnahme der globalen Konzerne (Big-Data, Big-Money, Big-Industry, Big-

Media, Big-Pharma usw.) auf sämtliche (Partei-)Politik.  

Was also können wir tun? Wird es weiterhin genügen, lediglich alle paar Jahre in der „Wahlzelle“ 

unseren „Stimmzettel“ in einer „Wahlurne“ zu verbrennen? Wollen wir die Systemkrise 

beenden, in dem wir auch künftig so weitermachen wie bisher? Demokrat für einen Tag? 

Nein! Eine mögliche Lösung wäre sogar sehr einfach. Dazu benötigen wir am Ende des Tages 

lediglich etwas Mut sowie politische Eigenverantwortlichkeit. 

ACHTUNG: 

An dieser Stelle sei ganz klar darauf hingewiesen, dass diese „Lösung“ lediglich ein erster Schritt 

in eine bessere Richtung (Entwicklung) sein kann. Selbstverständlich müssen gesamtheitlich 

wesentlich mehr Faktoren berücksichtigt werden. Eines ist jedoch klar: Dieser erste Schritt ist 

tatsächlich das Fundament für jede weitere positive Entwicklung! 

Alles beginnt wieder mal am „Tag der Entscheidung“ 
Wir müssen leider ein weiteres Mal zum „Tag der Entscheidung“ zurückgehen. Wir wollen 

allerdings nicht allzu weit in die Vergangenheit blicken. In unserem Beispiel soll jener „Tag der 

Entscheidung“ deshalb der 29. September 2013 sein. An diesem Tag wurden in der Republik 

Österreich die Abgeordneten zum Nationalrat gewählt. Selbstverständlich könnte man auch 

genauso jeden anderen „Wahltag“ als „Tag der Entscheidung“ heranziehen. An diesem Beispiel 

kann man jedoch sehr gut und eindeutig erkennen, was genau gemeint ist. 

Sehen wir uns in einem ersten Schritt einmal die „offiziellen“ Zahlen an. Das amtliche 

Wahlergebnis lautete: 

Partei Stimmen % der abgegebenen Stimmen Mandate 

SPÖ 1.258.605 26,80 52 

ÖVP 1.125.876 24,00 47 

FPÖ 962.313 20,50 40 

GRÜNE 582.657 12,40 24 

FRANK 268.679 5,70 11 

NEOS 232.946 5,00 9 
Abbildung 8: Amtliches Wahlergebnis (Nationalratswahl 2013) 
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In der Abbildung 8 wurde lediglich das Wahlergebnis jener Parteien dargestellt, welche auch den 

Einzug in den Nationalrat geschafft haben. Bekanntlich gibt es ja eine sogenannte „4%-Hürde“. 

Dementsprechend muss eine wahlwerbende Partei in der Republik Österreich am „Tag der 

Entscheidung“ mindestens 4% der abgegebenen Stimmen erreichen. 

Aus diesem Grund möchte ich erwähnen, dass folgende Parteien nicht im neuen Nationalrat der 

Republik Österreich vertreten sind: BZÖ, KPÖ und Piraten. Nach dieser Berechnungsmethode 

bzw. Ausschlussregelung sieht die amtliche Verteilung der insgesamt 183 Mandate im 

Nationalrat also wie folgt aus: 

Abbildung 9: Mandatsverteilung – Nationalratswahl 2013 
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Nun gut. Dies ist sicherlich eine gültige Möglichkeit das Wahlergebnis darzustellen. Wagen wir 

jedoch einmal einen „neuen“ Ansatz. Bringen wir etwas Mut ins Spiel: Was geschieht eigentlich 

mit der Fraktion der „Nichtwähler“? Was geschieht, wenn wir die Mandate an Hand der 

Wahlberechtigten vergeben? Wie sieht die Verteilung der Mandate aus, wenn wir die 

sogenannte „4%-Hürde“ nicht beachten? Wenn wir uns ein derartiges Szenario einmal ansehen, 

dann würde sich folgendes Bild ergeben: 

Partei Stimmen % der Wahlberechtigten Mandate 

Nichtwähler 1.601.898 25,09  45 

SPÖ 1.258.605 19,71  36 

ÖVP 1.125.876 17,64  32 

FPÖ 962.313 15,07  27 

GRÜNE 582.657 9,13  16 

FRANK 268.679 4,21  7 

NEOS 232.946 3,65  6 

BZÖ 165.746 2,60  4 

KPÖ 48.175 0,75  1 

PIRAT 36.265 0,57  1 
Abbildung 10: Mandatsverteilung nach Wahlberechtigten 

Erläuterung: In dieser Tabelle wurde die entsprechende Mandatszahl jeweils abgerundet. Im 

Falle der „Nichtwähler“ wurden also die rechnerisch ermittelten 45,91 Mandate auf 45 Mandate 

abgerundet. Natürlich muss bei dieser Berechnungsmethode eine wahlwerbende Partei 

mindestens 1,0 Mandate erreichen. Die Partei CPÖ erreichte in unserem Rechen-Beispiel 

insgesamt 0,19 Mandate. Deshalb ist diese Partei eben auch nicht im Nationalrat vertreten.  

Es wurde von einer Gesamtzahl von 183 Mandaten ausgegangen. Diese Mandate wurden 

prozentual verteilt. Eine weitere positive Entwicklung (am Rande erwähnt): Es erfolgt in diesem 

Fall eine Reduzierung um 8 Mandate auf insgesamt 175 Mandate. 

Die Vorteile bei dieser Berechnung liegen wohl auf der Hand. Zusammenfassend kann man wohl 

sagen, dass bei dieser Mandatsverteilung der „Wählerwunsch“ definitiv besser vertreten wird. Es 

gibt keine willkürliche Prozent-Hürde. Dadurch haben durchaus mehr Parteien die Möglichkeit 

im Nationalrat vertreten zu sein. Im konkreten Fall wären auch BZÖ, KPÖ und die Piraten im 

Nationalrat der Republik Österreich vertreten. Warum sollten auch die Stimmen von insgesamt 

rund 250.000 Menschen in Österreich, die sich am Tag der Wahl für eine jener Parteien 

entschieden haben, verlorene Stimmen sein?  

Aber auch das Bild der sogenannten „Wahlsieger“ gerät bei dieser Berechnungsmethode 

ordentlich ins Wanken. Die Fraktion der „Nichtwähler“ wird plötzlich zu einer politischen Größe. 
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Ich möchte dieses „alternative Wahlergebnis“ deshalb unbedingt auch noch grafisch darstellen: 

Abbildung 11: Mandatsverteilung nach Wahlberechtigten 

 

Ob man also in diesem Fall wirklich von einer sogenannten „großen Koalition“ (bestehend aus 

SPÖ und ÖVP) sprechen kann ist sehr zweifelhaft. Eher drängt sich da doch schon die 

Bezeichnung „Minderheitsregierung“ auf. 

Konkret werden wir also in den nächsten fünf (!) Jahren von zwei Parteien regiert, welche 

zusammen (!) gerade einmal 39 Prozent der Mandate im Nationalrat der Republik Österreich 

besitzen. Das soll also Demokratie sein? 
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Die Nichtwähler: Virtuelle Mandate und Einsparungspotential 
Jetzt müssen wir selbstverständlich noch einige Missverständnisse „aufräumen“. Sehr schnell 

würden sonst Stimmen von Kritikern laut werden, welche diese Berechnungsmethode sofort 

zum „kompletten Unsinn“ ernennen. 

Eine derartige Frage wäre zum Beispiel: Wer soll denn die 45 Mandate der „Nichtwähler“ 

übernehmen? Da gibt es ja gar keinen Wahlvorschlag und dementsprechend auch keine 

Kandidaten.  Nun, das ist soweit auch durchaus richtig.  

Trotzdem stellt sich die Frage, warum die gesamte Gruppierung der „Nichtwähler“ überhaupt 

keinen Einfluss im Nationalrat haben soll? Es wird sich in der Praxis also durchaus zeigen, dass es 

sich hier um sogenannte „virtuelle Mandate“ handelt. 

Beispiel: Die Fraktion der „Nichtwähler“ kann politischen Einfluss auf Entscheidungen im 

Nationalrat der Republik Österreich nehmen. Dazu benötigt es lediglich eine namentliche 

Erfassung der „Nichtwähler“. Eine derartige Liste gibt es auf Grund des Wählerverzeichnisses 

bereits, welches ja bekanntlich pro Wahllokal ohnehin geführt wird.  

Diese Menschen (die Nichtwähler) erhalten dann im nächsten Schritt persönliche Zugangsdaten 

für eine Abstimmungsplattform im Internet. Überlegenswert wäre hier übrigens durchaus die 

Funktionserweiterung der ohnehin bereits existierenden Bürgerkarte. Sämtliche Nichtwähler 

können auf der Abstimmungsplattform im Internet regelmäßig und zu jedem Thema, welches im 

Nationalrat behandelt wird, IHRE ganz persönliche Stimme abgeben. 

Im Nationalrat werden die insgesamt 45 Mandate dann beispielsweise von einer wirklich 

„unabhängigen Demokratie-Organisation“ bei den Abstimmungen im Parlament eingebracht. 

Überlegenswert wäre auch, ob für diese Funktion nicht auch der (sonst eher unterbeschäftigte) 

Bundespräsident heranzuziehen wäre? Dazu würde es jedenfalls im Idealfall sogar lediglich eine 

einzige Person im Status eines Nationalratsabgeordneten benötigen, welche die Stimmen der 

„Nichtwähler“ treuhänderisch verwaltet. 

In unserem konkreten Beispiel von oben würde dies bedeuten, dass im Idealfall sogar bis zu 

weitere 44 Abgeordnete eingespart werden könnten. Eine Finanzierung der zu erstellenden 

Abstimmungsplattform im Internet sowie die Entsendung von einigen wenigen Personen in den 

Nationalrat wären jedenfalls ganz leicht durchführbar. 

Die Vorteile dieser Variante könnte man hier also durchaus wie folgt noch einmal 

zusammenfassen: 

 Unverfälschte Wahlergebnisse auf Basis der Anzahl der Wahlberechtigten.  

 Mehr Vielfalt im Nationalrat. (Keine Prozent-Hürde mehr!) 

 Mehr Bürger-Beteiligung. (Direkte Demokratie!) 

 Erhebliches Einsparungspotential. (Weniger Nationalratsabgeordnete notwendig!) 

 Lediglich „ungültige Stimmen“ sind „verlorene Stimmen“. 
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Die nächsten Schritte 
Sämtliche Kräfte, welche gemeinsam an einer wirklichen Verbesserung unseres demokratischen 

Systems mitarbeiten wollen, sind also aufgerufen sich aktiv an diesen „Gestaltungsprozess“ zu 

beteiligen. Künftig könnte es somit nämlich problemlos den passenden Weg für jeden geben.  

Es wird auch selbstverständlich weiterhin Menschen geben, die sich bei politischen Parteien 

„besser“ aufgehoben fühlen. Das ist auch durchaus Legitim. Diese politische Entscheidung der 

Menschen muss jedenfalls weiterhin durchaus respektiert und akzeptiert werden. 

Parallel dazu wird in Zukunft den Menschen jedoch eine völlig neue Variante angeboten werden. 

Wenn man seine Stimme bei einer Wahl nicht mehr abgeben und „verbrennen“ möchte, dann 

sollte man jedenfalls auch eine Möglichkeit zur politischen Mitbestimmung bekommen. 

Nur so erlangen wir (in einem ersten Schritt) eine vollständige politische Gerechtigkeit. Dabei 

sollten wir uns jedoch nicht ein weiteres Mal gegeneinander ausspielen lassen. Es sollte dabei 

wirklich keine Wertung vorgenommen werden. Wir sollten einfach akzeptieren, dass es 

unterschiedliche Ansätze gibt. Ob man dabei nun weiterhin den politischen Parteien vertraut, 

oder ob man dabei gerne selbst mehr „Eigenverantwortung“ übernehmen möchte, sollte 

wirklich jedem von uns selbst überlassen sein. 

Nur so werden wir erkennen, dass wir gemeinsam unsere Zukunft positiv gestalten können. Nur 

so werden wir gemeinsam die Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte lösen können. Es ist 

also durchaus ein Weg zu mehr politischer Verantwortung jedes Einzelnen.  

So werden wir gemeinsam die Probleme unseres Systems noch rechtzeitig korrigieren können. 

Wir nehmen damit direkten Einfluss auf die Faktoren „Parteienstaat“, „Medienlandschaft“ und 

„Geld- und Zinssystem“.  Mit diesem mutigen Schritt können wir aber auch diese „negativen 

Verflechtungen“ im System zwischen (Finanz-)Konzernen und (Partei-)Politik auflösen.  

Wir wollen doch alle in einem gerechten und gleichberechtigten System leben. Deshalb lohnt es 

sich auch, für unsere Freiheit und Unabhängigkeit zu kämpfen. Mit Sicherheit müssen zu diesem 

Thema noch viele Details geklärt werden. Wenn wir jedoch alle unsere positiven Ideen dazu 

einbringen, so werden wir damit eine bessere Zukunft vorbereiten. Deshalb arbeitet bitte alle 

aktiv mit! 

Gemeinsam können und werden wir die Systemkrise positiv und friedlich beenden. 

Wir dulden keine weiteren „Minderheitsregierungen“ mehr. 

Wir wollen unseren Stimmen mehr Wert geben. 

Wir haben Mut! Wir sind das Volk 2.0 

#WIRsindLAUT 


